
SPD 
FRAKTION IM RAT DER 
BLÜTENSTADT LEICHLINGEN 

 
Datum: 05/03/2007 
 
Herrn 
Bürgermeister Ernst Müller 
Stadtverwaltung Leichlingen 
 
 
Antrag: Verbesserung des Kinderschutzes 
 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
 
 
in letzter Zeit wird der Ruf nach einer Verbesserung des Kinderschutzes immer lauter. 
Zentrales Stichwort dabei ist der Ausbau der so genannten „sozialen Frühwarnsysteme“. 
In Leichlingen haben sich die Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Frauen (AsF) 
und die CDU in zwei Anträgen mit diesem Thema befasst. 
 
Auf diese Anträge Bezug nehmend beantragt die SPD-Fraktion im Rat der Stadt 
Leichlingen 
 

1. die Aufnahme einer zusätzlichen halben Stelle im Bereich des Jugendamtes in den 
Stellenplan sowie die Etatisierung der dazu notwendigen Mittel im Haushaltsplan. 

2. die Erarbeitung eines auf Leichlinger Verhältnisse zugeschnittenen Konzeptes zur 
wirksamen Verbesserung des Kinderschutzes. 

 
Ein solches Konzept muss sich aus vielen Bausteinen zusammensetzen. Mögliche 
Ansätze sind Hausbesuche neuer Eltern, Vernetzung mit Kinderärzten, Kindertagesstätten 
und Hebammen sowie die Einbindung der Schulen. Ziel muss es sein, durch Prävention 
zielgenaue und schnelle Hilfe zu ermöglichen, Kinder und deren Eltern beim Start ins Le-
ben zu unterstützen und ggf. pädagogische Beratung anbieten zu können. 
Bei der Ausarbeitung dieses Konzeptes sollten die Akteure im Bereich der Kinder- und 
Jugendhilfe sowie der Jugendhilfeausschuss in angemessener Form beteiligt werden. 
Die Erarbeitung sollte Ende dieses Jahres abgeschlossen sein, so dass evtl. weiterge-
hende finanzielle Notwendigkeiten in den 
Haushaltsplanberatungen 2008 berücksichtigt werden 
könnten. 
 
Die neu einzustellende Kraft ist für den Allgemeinen 
Sozialen Dienst vorzusehen. Ziel soll es sein, zusätzliche 
Kapazitäten im Jugendamt und somit personelle 
Ressourcen zur Erstellung und Umsetzung des oben 
erläuterten Konzeptes zu schaffen. 
 
Zur teilweisen Gegenfinanzierung dieser Stelle sollten 
10.000 Euro der Haushaltsstelle 4550-4161 (Honorarkosten 
ambulante erzieherische Hilfen) mit einem Sperrvermerk 



versehen werden. Dieser Haushaltsansatz wurde gegenüber dem Haushalt 2006 um 
25.000 Euro erhöht. Diese Erhöhung wäre bei Beibehaltung der bisherigen Stellenanzahl 
im Jugendamt auch notwendig, durch die beantragte personelle Aufstockung ist jedoch 
ggf. eine Reduzierung dieses Ansatzes möglich. Um aber flexibel auf den steigenden Be-
darf in diesem Bereich reagieren zu können, soll dieser Betrag nicht gekürzt, sondern 
eben nur mit einem Sperrvermerk versehen werden. 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
 
Christiane Bornmann   Sebastian Kunigkeit, 
JHA-Vorsitzende    Ratsmitglied 


